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Geltendmachung einer weiteren Vergütung nach Ablauf des 
Haushaltsjahres der Behandlung und Erteilung einer vorbe-
haltosen Schlussrechnung durch den Krankenhausträger ge-
genüber der Krankenkasse – Verstoß gegen Treu und Glauben 
 
Sachverhalt: 
Der bei der beklagten Krankenkasse Versicherte befand sich bei 
dem Universitätsklinikum des Klägers im Jahre 2005 in stationärer 
Behandlung. Für die erbrachten Leistungen erstellte der Kläger am 
15.3.2005 eine Schlussrechnung i.H.v. 15.610,03 Euro. Dieser 
Betrag wurde von der Beklagten beglichen. Mit Rechnung vom 
30.11.2009 forderte der Kläger weitere 3.727,82 Euro für unstreitig 
erbrachte Leistung im Rahmen der stationären Behandlung im 
Jahre 2005. Die Beklagte verweigerte die Zahlung mit dem 
Hinweis, dass hier ein Verstoß gegen Treu und Glauben vorliege. 
Das SG2 wies die Klage ab. Das Berufungsgericht3 gab der 
Zahlungsklage statt. 
 
Entscheidung: 
Das BSG sah die Revision der Beklagten als begründet an. Grund-
sätzlich habe zwar ein Anspruch der Kläger auf Zahlung der zu-
sätzlichen Leistungen bestanden. Diese hätte der Kläger auch mit 
der ersten Rechnung 2005 rechtmäßig fordern dürfen.  
Die Nachforderung Ende 2009 sei aber nach Treu und Glauben 
ausgeschlossen. Eine Schlussrechnung schließe Nachforderungen 
nicht umfassend und ausnahmslos aus, jedoch sei über § 69 S. 3 
SGB V i.d.F. vom 22.12.19994 (Anm. d. Verfasser: nunmehr § 69 
Abs. 1 S. 3 SGB V) der auf die Rechtsbeziehung zwischen Kran-
kenhaus und Krankenkasse einwirkende Rechtsgedanke von Treu 
und Glauben gem. § 242 BGB zu berücksichtigen. Von den Par-
teien sei daher eine gegenseitige Rücksichtnahme zu erwarten.5 
Schon in der Vergangenheit habe der erkennende 1. Senat einen 
Zeitraum von zwei Jahren zwischen vorbehaltloser Schlussrech-
nung und Nachforderung für zu lang angesehen, was zum Aus-
schluss der Nachforderung führte. Grund hierfür sei die notwen-
dige Kalkulation der auf das Kalenderjahr bezogenen Beiträge der 
Krankenkassen auf der Basis des laufenden Ausgabenvolumens. 
Diese müssten sich daher grundsätzlich auf die „Schlussrechnung“ 
eines Krankenhauses verlassen können. Im Gegensatz zur 
Krankenkasse verfüge das Krankenhaus umfassend über alle In-
formationen im Hinblick auf die stationäre Behandlung des Versi-
cherten. Damit sei das Krankenhaus in der Regel zur richtigen und 
professionellen Abrechnung in der Lage und könne eventuell auf-
tretende Probleme erkennen. Verstreicht für die Geltendmachung 
der Nachforderung bezüglich einer ohne rechtsbedeutsamen Vor-
behalt erteilten Schlussrechnung mehr als ein Rechnungsjahr und 
entstamme die Notwendigkeit der Korrektur dem Verantwortungs-
bereich des Krankenhauses, sei eine solche regelmäßig nach Treu 
und Glauben ausgeschlossen. 
Bestünden auf Seiten eines Krankenhauses Unsicherheiten bei der 
Anwendung von Abrechnungsbestimmungen, könne es zudem in 
der "Schlussrechnung" explizit Vorbehalte erklären, die den Kran-
kenkassen den eventuell erforderlichen Rückstellungsbedarf trans-
parent machen. Ein pauschaler Hinweis, der allgemein bei jeder 
Abrechnung weitere Nachforderungen vorbehält, genüge hierfür 
nicht. Solange das Krankenhaus den zu fordernden Rechnungs-
betrag pauschal nicht überblicke, könne es Abschlagszahlungen 
auf vorläufige Teilrechnungen fordern. 
Der Einwand des Klägers, bei der von ihm verwendeten elektro-
nischen Abrechnung gebe es kein entsprechendes Feld für die 
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Vorbehaltserklärung, greife nicht, die Abrechnung hätte in diesem 
Fall auch schriftlich erfolgen können oder er hätte mit den 
Krankenkassen eine Abrechnungsmaske vereinbaren können, die 
Raum für Vorbehalte lässt.  
Der fehlende Vorbehalt in einer Schlussrechnung führe allerdings 
nicht in jedem Fall zu einem Ausschluss der Nachforderung. Das 
gegenseitige Rücksichtnahmegebot umfasse, dass offensichtliche 
Abrechnungsfehler durch die Krankenkassen korrigiert werden. In 
diesen Fällen könne sich die Krankenkasse bei zeitnaher Nachfor-
derung durch das Krankenhaus nicht auf die Schlussrechnung be-
rufen.  
Diese Grundsätze gehen nach Ansicht des 1. Senats auch mit der 
Rechtsprechung des 3. Senats6 überein und ergänzen diese.  
Da es sich vorliegend nicht um einen offensichtlichen Fehler han-
delte, kein Vorbehalt erklärt wurde und auch keine zeitnahe Gel-
tendmachung erfolgte, war der Kläger mit der Nachforderung aus-
geschlossen.  
 
Anmerkung: 
Mit der vorliegenden Entscheidung setzt das BSG seine bisherige 
Rechtsprechung zur Zulässigkeit von Nachforderungen durch 
Krankenhäuser fort.  
Grundsätzlich ist demnach auch nach Zahlung der Krankenhaus-
rechnung die Krankenkasse noch zu Korrekturen berechtigt7 und 
darf das Krankenhaus eine noch offene Vergütung nachfordern.8 In 
beiden Fällen steht dies jedoch unter dem Vorbehalt von Treu und 
Glauben.  
Der 1. Senat hatte daher völlig zu Recht bereits im Jahre 2009 ent-
schieden, dass ein Zeitraum von zwei Jahren zwischen vorbehalt-
loser Schlussrechnung und Nachforderung diese ausschließe.9 
Dem steht auch nicht entgegen, dass im Grundsatz eine vierjähri-
ge Verjährungsfrist für alle Rechte und Pflichten von Krankenkasse 
und Krankenhausträger gilt.10 Es ist nämlich richtigerweise danach 
zu unterscheiden, wann eine Abrechnung spätestens zu erfolgen 
hat, und ab welchem Zeitpunkt eine Nachforderung bezüglich einer 
vorbehaltlosen Schlussrechnung ausscheidet.11 
Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus der Rechtsprechung des 
3. Senats12, wonach eine Schlussrechnung nur innerhalb von 
sechs Wochen nach Rechnungsstellung korrigiert werden kann, es 
sei denn, es handelt sich um Nachforderungen, die über die Auf-
wandspauschale des § 275 Abs. 1c SGB V hinausgehen oder 
mindestens 5 % des Ausgangsrechnungswerts erreichen.13 Diese 
Rechtsprechung steht bereits nach den Ausführungen des 3. 
Senats selbst nicht im Widerspruch zu einer darüber hinausgehen-
den Begrenzung von Nachforderungsansprüchen.14 
Richtigerweise lässt der 1. Senat auch eine Umgehung dieser 
Grundsätze durch das pauschale Stellen der Rechnung unter Vor-
behalt nicht zu. 
Im Ergebnis ist daher festzuhalten, dass die dauerhaften Vertrags-
beziehungen zwischen Krankenkassen und Krankenhäusern die 
Beteiligten zu gegenseitiger Rücksichtnahme verpflichten und da-
her beiderseitig die Möglichkeit nachträglicher Korrekturen oder 
Forderungen begrenz ist.15 
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